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Horst Sanmann (Hrsg.): Zur Problematik 
der Sozialinvestitionen. Mit Beiträgen von 
Joachim Bretschneider, Lore Kullmer, 
Heinz Markmann, Detlef Marx, Stephanie 
Münke, Oswald v. Nell-Breuning, Hans 
Peter Widmaier, Helmut Winterstein. 
Schriften des Vereins für Socialpolitik, 
Neue Folge Bd. 40. Verlag Duncker und 
Humblot, Berlin 1970, 144 Seiten, DM 
33,60. 

Der Verein für Socialpolitik, der im 
September in Bonn seine Jubiläumstagung 
zum hundertjährigen Bestehen abhielt, hat 
sich nicht nur schon lange von seinem Ur-
sprung entfernt und zu der Gesellschaft für 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften -
wie er seit 1956 offiziell heißt - entwik-
kelt; er hatte vielmehr jahrelang diesen 
Ursprung weitgehend verleugnet oder ver-
gessen. So war - im Gegensatz zu seinen 
sonstigen Ausschüssen - der sozialpoli-
tische Ausschuß am Anfang und in der 
Mitte der sechziger Jahre nicht nur inaktiv, 
sondern fast inexistent. Das lag nicht nur 
an Widrigkeiten, denen seine Vorsitzenden 
ausgesetzt waren und die sie daran hinder-
ten, eine systematische und kontinuierliche 
wissenschaftliche Arbeit zu initiieren und 
zu organisieren. Diese Stagnation war viel-
mehr auch Ausdruck der Krise der Sozial-
politik als wissenschaftliche Disziplin (bei 
gleichzeitig sehr aktiver Geschäftigkeit der 
sozialpolitischen Praxis), die den Anschluß 
an moderne Methoden wissenschaftlicher 
Analyse verloren zu haben und wissen-
schaftstheoretisch orientierungslos geworden 
zu sein schien. 

Der Kompetenzstreit zwischen Ökono-
men, Juristen und Soziologen (an dem sich 
die Politologen merkwürdigerweise nur we-
nig beteiligt haben) und der Methodenstreit 
zwischen Theoretikern und Empirikern, 
Normativisten und Positivisten, Analyti-
kern und Praxeologen ist zwar noch nicht 
ausgestanden. Ungeachtet dieser ungelösten 

Konflikte und unaufgelösten Antinomien 
scheint aber die Sozialpolitik als Gegen-
stand wissenschaftlichen Interesses eine 
Renaissance zu erleben. Der hier anzuzei-
gende Band ist einer der Belege dafür. Er 
dokumentiert die Wiederbelebung des so-
zialpolitischen Ausschusses des Vereins für 
Socialpolitik durch die Vorlage der ersten 
Arbeitsergebnisse, die seine Tagungen 1968 
in Berlin und 1969 in Innsbruck erbracht 
haben. 

Der Band steht als ganzer unter dem 
Thema "Sozialinvestitionen". Die ersten 
drei Beiträge (und die dazu wiedergegebe-
nen Voten) haben Übersichtscharakter. Am 
deutlichsten ist das bei dem ersten Aufsatz 
über "Aspekte einer aktiven Sozialpolitik" 
von Hans Peter Widmaier (S. 9 - 44) mit 
dem Untertitel „Zur politischen tlkonomie 
der Sozialinvestitionen". Schon diese Über-
schriften sind in der Gleichsetzung von 
"aktiv" und »investiv" charakteristisch für 
die so beliebt gewordene Geringschätzung 
der als nur konsumtiv abgewerteten Sozial-
leistungen. Widmaiers gleich zu Anfang 
formulierte Ausgangsthese lautet denn auch: 
„Die Sozialpolitik traditioneller Prägung 

nämlich Sozialpolitik als reaktives 
Maßnahmenbündel, Sozialpolitik als Kor-
rekturfaktor - muß stufenweise abgelöst 
werden durch eine vorausschauende, zu-
kunftsorientierte und aktive Sozialpolitik. 
Dies bedeutet tendenziell eine Gewichts-
verlagerung von der Sozialleistungs- zur 
Sozialinvestitionspolitik, ohne daß erstere 
völlig verschwindet" (S. 9). Dem hält Det-
lev Marx in seinem Votum zu Widmaiers 
Beitrag (S. 45 - 56) entgegen, ,,daß durch 
eine derartig einseitige Ausrichtung der 
Sozialpolitik auf Realkapitalinvestitionen ... 
andere, m. E. ebenso wichtige Aufgaben der 
Sozialpolitik vernachlässigt werden wür­
den" (S. 46), daß unbeantwortet bleibt, 
„ was denn nun unter Sozialinvestitionen 
zu verstehen ist und welche speziellen 
Ziele damit verfolgt werden" (S. 49) und 
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,,daß der Grenzverlauf zwisdien Transfer-
zahlungen oder Sozialkonsum und Sozial-
investitionen . . . nicht klar erkennbar ist" 
(S. 51). In der Tat bleibt - worauf Marx 
ebenfalls hinweist - unklar, was ein Be-
griff der Sozialinvestitionen zu leisten ver-
mag, der den Bau von Sdiulen und Kran-
kenhäusern einer „ voraussdiauenden, zu-
kunftsorientierten und aktiven Sozialpoli-
tik" (S. 12) zuweist, Transferzahlungen, 
zu denen ja audi die Ausbildungsförderung 
und die Krankenhilfe gehören, jedoch als 
bloß reaktive Kompensation möglidist weit-
gehend abbauen will - ganz abgesehen 
davon, daß soldie Begriffs- und Zieldefini-
tion historisdi bedingte Organisationsfor-
men der Sozialleistungsträger (wie zum Bei-
spiel den Umstand, daß die Krankenkas-
sen nidi t seibst Krankenhäuser erridi ten 
und betreiben, sondern die Kosten für die 
Inansprudinahme von Behandlungs- und 
Pflegeleistungen erstatten) zum Maßstab 
mangelnder Progressivität madit. Widmaier 
räumt an anderer Stelle selbst ein, daß „die 
meisten Bürger eines Staates ... im Zeitab-
lauf zwangsläufig Bezieher von Transfers 
(in der Jugend), dann Produzenten und 
Einkommensempfänger (als Arbeitende) 
und sdiließlidi wieder Bezieher von Trans-
fers (als Rentner und Pensionäre)" sind 
(S. 14) - eine Erkenntnis, die die Forde-
rung, die „Sozialpolitik traditionellen 
Stils" tendenziell abzulösen (S. 12), doch 
etwas relativiert. 

Widmaiers Interesse gilt vor allem den 
Investitionen im Bildungs- und Gesund-
heitssektor - wobei nidit ganz klar wird, 
ob er dadurch definieren oder nur illustrie-
ren will, was Sozialinvestitionen sind. Er 
versudit zunädist, neue Dimensionen und 
Perspektiven der sozialen Frage aufzuzei-
gen und daraus veränderte sozialpolitisdie 
Zielsetzungen zu bestimmen. Das dabei 
konstatierte Defizit in der Versorgung mit 
Sozial- und insbesondere Bildungs- und 
Gesundheitsinvestitionen gibt Anlaß zu 
einer Analyse der politisdien Entschei-
dungssysteme, die bisher die Erkenntnis der 
neuartigen sozialpolitisdien Aufgaben oder 
zumindest die adäquate Aktion nidit ge-
leistet haben. Anschließend wird begrün­
det, warum eine rationale Planung der 
Sozialinvestitionen eine mittelfristig kon-
zipierte und projektierte Wirtschafts- und 

Sozialpolitik voraussetzt, ,,deren Kernstück 
eine Theorie der Infrastruktur und der So-
zialinvestitionen bilden müßte" (S. 20). 
Diese Forderung wird durd1 eine „Taxo-
nomie des Planungsproblems" näher spezi-
fiziert (S. 21 - 36), wobei die Zielproble-
matik, der Datenkranz und Entsd1eidungs-
rcgcln für Sozialinvestitionen sowie ihre 
versdiiedenartigen Wirkungen diskutiert 
werden. Diese Überlegungen liefern die 
Kriterien, an Hand derer absdiließend die 
bildungsökonomisdien Modelle von Bowles 
und Benard kritisdi überprüft werden. 
Widmaier kommt dabei zu dem Sdiluß, 
daß bisher „selbst die differenzierteren Pla-
nungsmodelle einer umfassenden Taxono-
mie des Planungsproblems nidit geredit" 
werden (S. 42). 

Widmaiers Beitrag ist eine sehr umfas-
sende Tour d'horizon durdi die Planungs-
literatur, die mandie nützlidien Hinweise 
gibt, Zusammenhänge und Querverbindun-
gen aufweist und für den Kenner stellen-
weise ein Genuß zu lesen ist. Dem Neuling 
in diesem Bereich wird sie freilich wegen 
der kondensierten, mandimal nur andeu-
tenden Formulierungen, zu denen wohl die 
Kürze einer Aussdiußvorlage den Autor 
genötigt haben dürfte, zunädist als ein 
kommentiertes systematisdies Literaturver-
zeichnis ersdieinen, als solches aber eben-
falls nützlidi sein. 

Im zweiten Beitrag befaßt sidi Oswald 
v. Nell-Breuning mit dem logisch gezügel­
ten Engagement, der soliden Einfachheit 
und der gänzlidi unprätentiösen Souveräni-
tät, die man von ihm gewöhnt ist, mit 
der Zielproblematik von Sozialinvestitio-
nen (S. 57 - 68). ,,Die Bezeidinung ,So-
zialinvestitionen' besagt offenbar, daß es 
sich um Investitionen im Dienste der So-
zialpolitik handelt. Die letzten Ziele der 
Sozialinvestitionen sind daher keine ande-
ren als diejenigen der Sozialpolitik selbst" 
(S. 59). Zunädist ist also nach den Zielen 
der Sozialpolitik zu fragen. Sie sind -
zumindest in dem politisdien Wertesystem 
der Bundesrepublik - von dem auf der 
Ebene der „mittleren Axiome" - zwisdien 
denen „der Weltanschauung und der 
Selbstnützigkeit" liegenden Zielwert 
„Menschenwürde" abzuleiten. ,,Von diesem 
Zielwert der Mensdienwürde den ,Abstieg' 
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zu den Sozialinvestitionen zu finden, das 
ist demnach unsere Aufgabe" (S. 59). 

Der Menschenwürde zu dienen ist Auf-
gabe aller Sparten der Politik, also nicht 
schon eine Definition der Sozialpolitik. So-
zialpolitik hat vielmehr dort einzugreifen, 
wo die Menschenwürde verletzt oder ge-
fährdet ist. Insofern ist ihre spezifische 
Funktion als die eines Korrektivs zu be-
schreiben. Diesen korrigierenden Einfluß 
hat sie in zwei Richtungen, nämlich reaktiv 
und aktiv, geltend zu machen: ,,in der Rich-
tung der Abwehr: Die Menschenwürde 
aller und jedes Einzelnen gegen Beeinträch-
tigungen zu schützen, und in der Richtung 
des Aufbaus: Allen und jedem Einzelnen 
tunlichst gleiche Chancen der Entfaltung 
ihrer Persönlichkeit zu sichern" (S. 62). Für 
die inhaltliche Bestimmung dieser Aufga-
ben ist „Diskriminierung" der Schlüsselbe­
griff (S. 65). Denn was die Menschenwürde 
verbietet und was sie gebietet, ist für die 
Zwecke der praktischen Sozialpolitik nicht 
einem absoluten, sondern einem „ganz und 
gar relativen Maß" (S. 61) zu entnehmen: 
,,Menschenunwürdig ist eine Lage oder Be-
handlung, bei der ein Einzelner oder eine 
Gruppe von Menschen von den Gütern 
ausgeschlossen ist, an denen alle Glieder 
der Gesellschaft teilhaben könnten. Davon 
ausgeschlossen zu sein, bedeutet eine ver-
letzende Diskriminierung oder Disqualifi-
kation" (S. 61). 

Damit ist allerdings nur etwas über die 
Aufgaben der Sozialpolitik im allgemeinen 
ausgesagt, nichts über die von Sozialinve-
stitionen im besonderen. Eine spezifische 
Zielproblematik der Sozialinvestitionen, die 
sich von der der Sozialpolitik überhaupt 
unterschiede, ist aber auch nicht auszuma-
chen. Sozialinvestitionen haben gegenüber 
anderen sozialpolitischen Maßnahmen nur 
die eine einzige Besonderheit, daß sie große 
Mittel langfristig binden. Daher verbietet 
sich bei ihnen noch mehr als sonst eine 
,,ad-hoc- oder von Fall-zu-Fall-Politik" 
(S. 67). 

Gegen v. N ell-Breunings These, daß 
hinreichende Übereinstimmung bestehe, was 
mit Menschenwürde gemeint ist, und daß 
wir auch in der Lage seien, uns interper-
sonal dieser Übereinstimmung zu vergewis-
sern, polemisiert Helmut Winterstein in 
seinem Votum (S. 69 bis 76). Der Begriff 
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Menschenwürde sei immer noch auf einer 
zu hohen Abstraktionsebene angesiedelt 
(S. 69), und auch die Ebene der mittleren 
Axiome sei nicht frei von Weltanschauun-
gen (S. 70). Für die moderne Sozialpolitik 
sei gerade die Bestimmung des Maßes der 
notwendigen Ungleichheit ein zentrales 
Problem (S. 70 f.). Damit ist jedoch nur 
v. N ell-Breunings Aussage bestätigt, daß 
es auch dann, wenn wir genügend gemein-
same Wertmaßstäbe haben, ungemein 
schwierig bleibt, in konkreten Fällen zu 
entscheiden, welche Ungleichheiten oder 
Ungleichbehandlungen sachlich gerechtfertigt 
und welche als Diskriminierung zu be-
werten sind (S. 65). Wintersteins Hinweis, 
,,daß sich die Sozialpolitik heute in zuneh-
mendem Maße auf ihre Ordnungsfunktion 
zu besinnen hat" (S. 73), um prophylak-
tisch wirken zu können, ist ebenfalls keine 
Antithese zu v. Nell-Breunings Beitrag, in 
dem ausdrücklich festgestellt wird, daß 
schon die Beeinträchtigungen abwehrende 
Schutzfunktion der Sozialpolitik außer un-
mittelbaren Hilfen auch mittelbare oder in-
stitutionelle Maßnahmen erfordere (S. 63). 

Lore Kullmer befaßt sich in ihrem Bei-
trag mit finanzpolitischen Aspekten von 
Sozialausgaben (S. 77 - 92). Sie gibt zu-
nächst einen überblick über die in den 
letzten Jahren entwickelten und/oder in die 
politischen Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozesse eingeführten Planungs-, Pro-
grammierungs- und Kontroll-Instrumente, 
wobei sie insbesondere auf die Organisa-
tionsformen und die Praxis in den USA 
und in der Bundesrepublik rekurriert und 
die Lösungen und Erfahrungen der beiden 
Länder miteinander vergleicht. Ziel all die-
ser Versuche ist in erster Linie, auch öko­
nomisch rationalen Kriterien gerecht wer-
dende Analysen, insbesondere Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen, in die Entscheidungs-
mechanismen einzubauen. Die bisher umfas-
sendste „Kombination aller bisher entwik-
kelten zeitlichen und sachlichen Reform-
maßnahmen" (S. 82) stellt das amerika-
nische PPBS (Planning Programming 
Budgeting System) dar, dem Kullmer die 
mittelfristige Finanzplanung in der Bun-
desrepublik gegenüberstellt. Der zweite 
Teil ihres Beitrages ist einer kurzen, syste-
matischen und kritischen Darstellung der 
Probleme und der verschiedenen Techniken 
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der cost-benefit-analysis gewidmet. Der 
Beitrag insgesamt bietet eine sehr informa-
tive übersieht mit zahlreichen Hinweisen 
auf weiterführende Literatur. Er läßt sich 
in Inhalt, Umfang und Qualität vielleicht 
am kürzesten als ein Artikel charakterisie-
ren, der der besten Tradition des Hand-
wörterbuchs der Staatswissenschaften ent-
spricht. 

Stephanie Münke beschränkt sich in 
ihrer Untersuchung über „Tarifparteien 
und Sozialinvestitionen" (S. 93 - 136) 
ebenfalls auf die Bereiche Bildung und Ge-
sundheit. Ihrem eigenen Einwand, daß das 
eine recht enge Abgrenzung sei und man 
etwa auch den Werkswohnungsbau und ge-
wisse Rationalisierungsschutzmaßnahmen zu 
den Sozialinvestitionen auf der Ebene der 
Tarifparteien rechnen könne, mißt sie selbst 
kein großes Gewicht bei, geht ihm jeden-
falls nicht im einzelnen nach. Bei der Prü­
fung der Frage, inwieweit es dem Wesen 
und den Funktionen der Tarifparteien ent-
spricht, als Träger und/oder Initiatoren von 
Sozialinvestitionen zu fungieren, stellt sie 
allerdings ausdrücklich .auf Investitionen 
in Human Capital ab, also auf Maßnah-
men, ,,die das Ziel verfolgen, die mensch-
liche Arbeitskraft als Produktionsfaktor zu 
erhalten und/oder qualitativ zu verbes-
sern" (S. 93). In diesem Bereich erkennt 
sie den Tarifvertragsparteien nicht nur eine 
rechtlich und sachlich fundierte Kompetenz 
zu, sondern konstatiert - aufgrund der 
inhaltlichen Analyse von Verträgen und 
Abkommen zwischen den Tarifpartnern so-
wie von ihnen erteilter zusätzlicher Aus-
künfte - auch eine stärker werdende Akti-
vität. Die Typologie der vorhandenen Ein-
richtungen und Maßnahmen ergibt aller-
dings, daß der Stellenwert der Sozialinve-
stitionen in den Verhandlungen der Tarif-
parteien noch relativ niedrig liegt. Die Be-
mühungen konzentrieren sich bis jetzt eher 
auf Vorhaben, die Arbeitgeberverbände 
und Gewerkschaften unabhängig voneinan-
der geschaffen haben, und insbesondere auf 
an den Staat gerichtete Forderungen. 

Die Aussagefähigkeit sozialökonomischer 
Theorien für den Verhandlungs- und 
Kooperationsmechanismus zwischen den Ta-
rifparteien ist für den Bereich der Sozial-
investitionen bisher begrenzt. Der Beitrag 
sowohl der Konflikt- als auch der Bar-

gaining-Theorien zu Erkenntnissen über 
den Zielfindungs- und Willensbildungspro-
zeß innerhalb der beteiligten Verbände 
einerseits und über Verhandlungsstrategien 
andererseits ist relativ gering. Münke ver-
sucht darzulegen, daß die Spieltheorie eher 
Ansätze böte, die auf Auseinandersetzun-
gen der Tarifparteien über Sozialinvestitio-
nen übertragbar wären und für deren 
Analyse weiterentwickelt werden könnten. 
Um analytische und prognostische Erkennt-
nisse über den Verhandlungsablauf gewin-
nen zu können, müßte jedoch der formale 
abstrakte Apparat der Spieltheorie durch 
empirische Untersuchungen, vor allem durch 
Informationen über das faktische Verhalten 
der Kontrahenten während der Verhand-
lungsprozeduren, angereichert und ausge-
füllt werden. 

Die beiden Voten zu Münkes Beitrag, 
das Joachim Bretschneiders aus der Sicht 
der Arbeitgeberverbände (S. 137 - 142) 
und das Heinz Markmanns aus der Sicht 
der Gewerkschaften (S. 143 f.), bieten 
solche Informationen noch nicht. Sie gehen 
vielmehr vor allem auf die grundsätzliche 
Position der Tarifverbände in bezug auf 
zwischen ihnen auszuhandelnde Sozialin-
vestitionen und auf Beispiele aus diesem 
Bereich ein. Beide Diskutanten ,betonen 
allerdings, daß sie sogar die vorsichtigen 
Hoffnungen Münkes auf den Erklärungs-
wert der Spieltheorie noch für zu hochge-
spannt halten. -

Der angezeigte Band bietet, wie die 
Hinweise auf den Inhalt der einzelnen Bei-
spiele gezeigt haben, Überlegungen zu sehr 
verschiedenartigen Fragenkreisen. Das ge-
meinsame Thema „Sozialinvestitionen" hat 
nicht vermocht, sie auf ein gemeinsames 
Problem zu konzentrieren oder sie zu ein-
ander ergänzenden Untersuchungen zu 
koordinieren. Insofern ist dem Bund anzu-
merken, daß es sich um die erste Publika-
tion von Arbeiten eines praktisch neu ge-
gründeten Ausschusses handelt. Er bietet 
eine Sondierung des Terrains, eine Sichtung 
anstehender Probleme, vermag jedoch noch 
keine nennenswerten neuen Forschungs-
oder gar Lösungsansätze zu präsentieren. 
Er dürfte aber den Boden, auf dem mit 
Aussicht auf solche Resultate weitergearbei-
tet werden kann, gut präpariert haben. 

Dieter Schäfer 
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